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Sehr geehrte Damen und Herren,

für die Möglichkeit der Stellungnahme bedanken wir uns und nehmen wie folgt Stellung:

Der vorlietende Gesetzentwurf ist das Ergebnis eines langen und schwierigen Aushand-
lungsprozesses unter den Trägerverbänden und stellt unserer Ansicht nach die best-
mögliche Kom p rom isslösu ng dar.

1. Wir befürworten die Begrenzung auf die drei elementarsten Auswahlkriterien
(Beratungen, Vera nsta ltu ngen und Berufserfahru ng),

2. wir plädieren dafür, dass in Zukunft bei einer Überversorgung in den jeweiligen
Versorgu ngsgebieten der Arzteschlüssel abgesenkt wird,

3. wir halten einen Bestandschutz von mindestens 80 % der bisherigen Förderung für
unabdingbar,

4. das Verhältnis der Anzahl an Veranstaltungen zu den Beratungen machen träger-
übergreifend gerade mal 1/10 aus, dies spricht aus unserer Sicht eindeutig für die
vorgesehene Gewichtung von 50 % Beratung, 25 % Veranstaltungen und 15 %
Berufserfa h rung,
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LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Gesetz der Landesregierung, Drucksache 16/6095 "Ausführungsgesetz des 
Landes Nordrhein-Westfalen zum Schwangerschaftskonfliktgesetz 
(Schwangerschaftskonfliktgesetz-Ausführungsgesetz - AG SchKG)" 
Vor-Entwurf der "Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen über die 
Finanzierungsbeteiligung an den Kosten für Beratungsstellen nach dem 
Schwangerschaftskonfliktgesetz (Verordnung zum Schwangerschaftskonflikt­
gesetz-Ausführungsgesetz)", Vorlage 16/2054 

Ihr Schreiben vom 9. September 2014 
Ihr Geschäftszeichen: I.1/A 04 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für die Möglichkeit der Stellungnahme bedanken wir uns und nehmen wie folgt Stellung: 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist das Ergebnis eines langen und schwierigen Aushand­
lungsprozesses unter den Trägerverbänden und stellt unserer Ansicht nach die best­
mögliche Kompromisslösung dar. 

1. Wir befürworten die Begrenzung auf die drei elementarsten Auswahlkriterien 
(Beratungen, Veranstaltungen und Berufserfahrung), 

2. wir plädieren dafür, dass in Zukunft bei einer Überversorgung in den jeweiligen 
Versorgungsgebieten der Ärzteschlüssel abgesenkt wird, 

3. wir halten einen Bestandschutz von mindestens 80 % der bisherigen Förderung für 
unabdingbar, 

4. das Verhältnis der Anzahl an Veranstaltungen zu den Beratungen machen träger­
übergreifend gerade mal 1/10 aus, dies spricht aus unserer Sicht eindeutig für die 
vorgesehene Gewichtung von 60 % Beratung, 25 % Veranstaltungen und 15 % 
Berufserfahrung, 
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5. wir halten ein Absenken der Bepunktung der Erstberatung auf maximal 2,0 Punkte 
für fachlich gerecht und somit richtig, jede Folgeberatung soll mindestens 1,0 
Punkte erhalten. 

Zu l. 
Für die Vert eilung der zu fördernden Fachkraftst eIlen auf die zu fördernden Beratungsstellen 
im Falle einer Überversorgung in einem Versorgungsgebiet, so llen ab dem 01.01.2015 
gesetzli che Kriterien für das Auswa hlverfahren herangezogen werden. 
Als einzige belastbare und von allen Trägerverbänden vertretbare Kriterien sind die Anzahl 
an Beratungskontakten, die Anzahl der Veranstaltungen und die Berufserfahrung der 
Beratungsfachkräfte in der Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung übrig­
geblieben. 
Auch in dem Wissen, dass für diesen Leistungsvergleich die regionalen Beso nderheiten der 
einzelnen Beratungsstellen und die Schwerpunktsetzung der Beratungskräfte kein e geson­
derte Berücksichtigung finden können, befürworten wir die Begrenzung auf die drei 
elementarsten Auswahlkriterien (Beratungen, Veranstaltungen und Berufserfahrung der 
Beratungsfachkräfte in der Schwangeren- und Schwange rschaftskonfliktberatu ng). 

Im Ganzen sehen wi r jedoch, dass mit ei nem Le istungsvergleich, der Grun dlage für die zu­
künftige Vergabe der Fördermittel werden soll , die einzel nen Trägerverbänd e wie auch die 
Beratungsstellen vor Ort unterei nander in große Konkurrenz geraten können und dieses 
unter Um st änd en langfristi g Auswirkungen auf di e Beratungs landschaft und die vorge­
haltenen Angebote haben kann. 

Zu 2. 
§5 AG SchKG Versorgungsschlüssel 
In Anbetracht der Tatsache, dass st aatlich anerkannte Ärztinnen und Ärzte lediglich 3 % der 
Ratsuchend en (s iehe Drucksache 16/4330) im Schwangerschaftskonflikt beraten haben, 
entspricht die pauschale Anrechnung der anerkannten Ärztinnen und Ärzte auf den Mindest­
versorgungsschlüsse l von bis zu 2S % nach unserem Verständnis nicht dem Nachfrage­
verhalten der Ratsuchenden . Deshalb halten w ir die Anrechnung der Ärztinnen und Ärzte mit 
einem Anteil von bis zu 25 % für unverhältni smäßig hoch. Insbesondere unter Berücksichti ­
gung desse n, dass im Laufe der Jahre zusätzlich elementare Aufgabenfelder wie 

die Beratu ng nach §2a SchKG (Aufklärun g und Beratung in besonderen Fäl len), 
Kinderschutz §8a, 
Frühe Hilfen, 
Vertrau liche Geburt, 
die ausdrückliche Ein bez iehun g der Kinderwunschberatung, 

für die Schwangerschafts( konflikt)beratungsste llen hinzugekomm en sind. Wie eben ange­
deutet, übernehmen die staat lich anerkannten Ärztinn en und Ärzte im Ganzen keine dieser 
wichtigen Aufgaben. 
In diesem Sinne wäre es ein positiver und gerechter Schritt, in Zukunft bei einer 
Überversorgung in den jeweiligen Versorgungsgebieten den Ärzteschlüssel abzusenken. 
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Zu 3. 
§9 AG SchKG Bestandschutz 
Der vorgesehene Bestandschutz gewährleistet, dass keine bewährte und bekannte Bera­
tungsstelle schließen muss und dass eine Mindestförderung von einem Vo llzeitäquiva lent 
weiterhin vollständig erhalten wird. Diese Entscheidung begrüßen wir im Beson deren. 
Ein plurales und wohnortnahes Angebot kann wie bisher - auch in ländlichen Regionen­
erhalten bleiben . Eine Verschiebung der Trägerlandschaft wird grundsätzlich verhindert, da 

das Ranking nicht zu einer Schließung von Beratungsstellen führen wird. 
Allerdings sehen wir einen Bestandschutz, der maximal 70 % der bisherigen Förderung 
umfasst für zu gering angesetzt. Wir halten einen Bestandschutz von mindestens 80 % der 
bisherigen Förderung für unabdingbar. 
Ein höherer Bestandschutz hat aus unserer Sicht den we iteren positiven Aspekt, dass 
weniger Stellenanteile in die Umve rteilung gehen würden. Träger und Beratungskräfte 
müssten weniger Änderungen in der zukünftigen Förderhöhe befürchten. Die Beratungs­
landschaft würde dadurch verhältnismäßig gering über die zukünftigen Förderperioden 
verändert werden - auch dies halten wir für eine anzustrebende Zielsetzung. 

Zu 4. 

§1l AG SchKG Zuteilung der verbleibenden förderfähigen Beratungskraftstellen und 
§13 Verordnung Gewichtung der Auswahlkriterien 

Die unterschiedliche Gewichtung der Kriterien (Bera tun ge n 60 %, Vera nstaltungen 25 % und 
Erfahrungen 15 %), entsprechend dem Vorschlag in der Verordnung (§13), halten wir für 
sachlich geboten. Die Anzahl der §2 und §5,6 Beratungen gibt im besonderen Maße Auskunft 
über die Nachfrage und zugleich über die Leistung einer Beratungsstelle. Zudem entspricht 
die Beratung dem im Schwangerschaftskonfliktgesetz verankerten Hauptauftrag. 
Diese Schwerpunktsetzung auf Beratung lässt sich auch in der Praxis abbilden. So zeigt der 
jährliche Controllingbericht der Schwangerschaftskonfliktberatung 2012 für NRW, dass mit 
insgesamt 124860 Beratungsfällen (§§2/ 2a und §§5/ 6 addiert) gegenüber 13166 Vera n­
staltungen der Bedarf und die Nachfrage der Ratsuchenden sich hauptsächlich auf das 
Beratungsangebot beziehen. Die Anzahl an Veranstaltungen zu den Beratungen machen 
somit trägerübergreifend gerade mal 1/10 aus. 
Ebenso belegt der Controllingbericht, dass die Anzahl der Ve ranstaltungen um 2 % zurück­
gegangen ist, aber die §§2/2a Beratung um 1,5 % mehr in Anspruch genommen wurde, auch 
wenn die Schwa ngerschaftskonfliktberatungen wie in den vergangenen Jahren leicht 
rückläufig sind. Dies spricht aus unserer Sicht für die vorgesehene Gewichtung von 60 % 

Beratung, 25 % Veranstaltungen und 15 % Berufserfahrung der Beratungsfachkräfte in der 
Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung. 

Zu 5. 
Gewichtung der Erst- und Folgekontakte 
Es so llte unbedingt berücksi chtigt werden, dass die Beratungen nach §§5/ 6 in der Regel 
Einmalkontakte sind, wohin gegen bei den Beratungen nach §§2/ 2a trägerübergreifend 
durch schnittli ch 2,7 Beratun gskontakte pro Fall notwendig sind. Hier sind nicht die zusätz­
lichen zeitaufwendigen fallbezogenen Tätigkeiten wie das Aufsetzen von Widerspruch­
sch reiben an das Jobcenter, Te lefonate mit dem Jugendamt oder der Familienhebamme, 

An tragsabwicklung für Gelder au s der Bundesstiftung " Mutter und Kind ", fallbezogene 
Zusammenarbeit mit der Schuldnerberat ung einbezogen. Aber gerade dies ist der Alltag in 
der Beratung von Klientinn en in multikausalen Problemlagen. Di es sind alles Tätigkeiten, die 
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nach dem Erstkontakt und in der Folge beratung anfal len, aber stati sti sch nicht erfasst 
werden dürfen. 
Deshalb halten wir ein Absenken der Bepunktung der Erstberatung auf maximal 2,0 Punkte 
für fachlich gerecht und somit richtig. Auch unter der Berücksichtigung der notwendige n 
Vorhaltestrukt ur für die Schwangerschahskonfliktberatungen. 
Die Höherbewertung des Erstkontaktes mit 2,5 Punkten im Vergleich zu den Folgekontakten 
mit 1,0 Punkten können w ir so gerad e eben als eine Komprom iss lösung unter den Träger­
verbänden mittragen. Eine noch größere Unterscheidung zwischen Erstkontakt und Folge­
kontakten zu ungunsten des Folgekontaktes wäre für uns nicht tragbar. 

Wir halten die Regelung, dass der für die Förderung relevante Erhebungszeitraum sich auf 
zwei Kalenderjahre bezieht, für folgerichtig. Dadurch erhalten einm alige Besonderheiten 
wie Krankheit, Neubesetzung der Stell e oder anderes eine nicht so große Gewichtung. Das 
rea listi sche Bild über die Leistung und Nachfrage ein er Beratungsstell e lässt sich mit dem 
Zwe ijahres-Zeitraum realisti scher abbilden . 

Mit freundli chen Grüßen 
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